
Leut Frühwald,

 

 

ein Nepper, Schlepper, Bauernfänger Ebelscher Qualität.

Er baut wie Ebel seine  Betrügerei auf die Weimarer Verfassung auf. Er verkauft für teuer Geld 

Spaßdokumente, hält Lehrgänge ab und tut so manch anderes, was ihn mindest ein 6-stelliges 

Einkommen sichert. Das ist die Handlungsweise von Kriegsgewinnlern.

All dies tut er unangegriffen vom Brid-Regime, da er sich klar wie Ebel auf die Weimarer 

Verfassung bezieht und das ganze Wiedervereinigungsdrama letztendlich mit Nichtinkrafttreten des 

Einigungsvertrages und des 2+4 Vertrages in Halbwahrheiten verstrickt, die ein normaler Mensch 

ohne entsprechendes Wissen nicht entwirren kann.

Ich stelle diese Verfassungsbeschwerde trotz allem zur Kenntnis den Menschen ein, die sich 

entsprechendes Wissen darüber anschaffen wollen. Mache aber darauf aufmerksam, daß wenn man 

solchen Leuten erst einmal in die Fänge gegangen ist, sehr schlecht sich aus diesen Fängen 

herauswinden kann und letztendlich wenn man der Wahrheit gewahr wird und diese dann aufrichtig 

vertritt, eben von solchen Leuten an das Brid-Regime ausgeliefert wird.

Jawohl, hier spreche ich aus Erfahrung, der mindestens ½ Jahr ein glühender Vertreter von Ebel 

war, danach aber durch die Halbwahrheiten Durchblick bekam, ihm seinen Schrott vor die Füße 

warf, in Sachsen weiter gegen Ebel arbeitete und dafür von Ebel an das Brid-Regime ausgeliefert 

wurde.

Jeder der hier auf dieser Seite meine Arbeit verfolgt, dürfte merken, daß diese Nationalzionisten 

mich bis jetzt noch nicht zum Schweigen gebracht haben.

 

Ich bitte jeden, der es ehrlich und aufrichtig meint, sich mit mir in Verbindung zu setzen um den 

Kampf gegen die Verbrecher gemeinsam weiterzuführen.

 

Olaf Thomas Opelt

 

http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/opelt-recht-01-130501.pdf
http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/opelt-recht-01-130501.pdf
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Vel1assungsbeschwerde

Peter FrühwalcL

- Antragsteller 0;

gegen

Bundesrepublik Deutschland vertreten durch den Geschäftsführer
Bundespräsident Joachim Gauck. spreeweq 1. 10557 Ber1in

- Antragsgegner -

1. Es \vird beantragt festzustellen, daß die Anordnung rur die
Durchführung der Bundestags ·vahl (BGBI, I 2013, Nr. 5, S. 165,
ausgegeben am 13.02.2013) wegen der festgestellten
Verfassungswidrigkeit des \·Vahlgesetzes seit dem 07. fv]ai 1956
(Aktenzeichen ~ 2 BvF 3/11/ 2 BvR 2670/11, 2 BvE 9/11 vom
25.07.2012) n i'chtig ist.

2. Es wird beantragt festzustellen, dass der Bundestag eine, Firma ist
und aus diesen Gründen keine staatliche verfassungsgemaße
Einrichtung nach dem Grundgesetz darstellt.

3. Es wird bea ntragt festzustellen, dass das Grundgesetz keine durch

das Deutsche Volk abgestlm mte Verfassung darstellt sondern ein
verv altungstechnisches ProvisorEum bis zu dem Zeitpunkt an dem das
Deutsche Volk in freier Selbstbestimmung sich eine staatsrechtlkhe
Verfassung nach Artikel 146 GG gibt.

4. Es vvlrd beantragt testzustetten. dass das Bun,desverfassungsgericht
nur für die verwalteten Bewohner nach Artikel 25 Grundgesetz
zuständiq Ist, nicht aber für Staatliche Selbstvenvalter und
EntnaZifizierte Freie BUrger die auf der Grundlage der VVeimarer
Verfassung vom 11. August 1919 unter Völkerrecht stehen.



5. Es wird bea ntraqt festzustellen, dass die Bill ndesrepu blik
Deutschland und das Grundgesetz nicht für die Freien f'v1'enschen die
auf der Grundl!o,ge der Weimarer Verfassung stehen und dies durch
Staatliche Selbstverwaltung oder durch Entwirrung der Kriegslist
(Artlikel 24 HLIKO) Entnazifizierte rvienschen zuständig ist

6. Es wird durch die normative Kraft des Faktischen im Sinne des
Artikel 20 insbesondere Artikel 20 Abs. 4 Grundgesetz völkerrechtfleh
faktisch festgestellt, dass bei Ablehnunq. Nichtannahme oder Teil-

Nichtannahme dieser vertassunqsbeschwerde nach
Bund~sverfassUJngsgerichtsges:etz die Anträge in den Ziffern 1-5
rechtsverbindlich durch die Organe der Bundesrepublik und das
Bundesverfassungsg@richtfestgestellt worden sind, so vie die Anträge
des Kllägers in dieser Beschwerde formuliert sind.

Begründung;

Das Wahlgesetz der Bundesrepublik Deutschland halt am 06, r'-~ai1956 in
Kraft. In seiner Entscheidung vom 25.07.2012 (2 Sv!='3/11,2. BvRzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

2670/11, 2. BvE 9/11) hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt;
dass das V\ltil,lllgesetz in diversen Punkten nichtil9 und mit der Verfassung
nicht vereinbar ist. Das bedeutet dass alle Bundestagle und deren
HandhJnge:n seit dem 07,05,1956, aufgrtlnd nilchtiger Zusammensetzung
der Abqeordneten nichtig sind, Somit gilt auch das
BUl1de-sverfassl..lngsgerichtsgesetz in seiner Fassung vom 12.03.1951
(V.Jqhlprüfungsgesetz Nr. 12 veröftentftcht BGBI. I am 14.03.1951, Seite
166).

AlI!e ab 1956 durchgeführten Anderunqen oder neuen Ge-setzesind somit
nichtig zustandeqekornmen.

Daraus folgt rechtlich und völkerrechtlich, dass auch die Änderungen des
Gn,mdgesetzes, insbesondere die nach der Wiedervereinigung nichtig
sind. Somit I önnte maxtmel für die am 06.05.1956 bestehenden
BUl1deslät,d~r ~ine Btlt1de$tagswah~ ausgeschlieben werden, Das Saarland
v..•'ar zu diesem Zeitpunkt nicht Bestandteil der Bundesrepublik und die
neuen Länder existierten 2U diesem Zeitpunkt selbst itl der DDR nicht, da
diese aus Bezirken aufgegliedert v ar. Und da das Grundgesetz nie vom
Volke abgestimmt wurde und der Bundestag m nichtiger
Zusammensetzung aktiv war im Jahre 1990 ist das geänderte
Grundglesetz nichtig und es gilt die alte Fassung. wle sre am 06. rlai 1956
bestand hatte.



Aus diesem Grund ist auch die Anordnung für die Durchführung derzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

BundeslclgS\1·XWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAv ahl BGB!. 1 2013/ Nr. 5, S. 165, ausgegeben am
13.02.2013) nichtig. Ein Bundespräsident kann nicht auf der Grundlage
nichtiger Gesetze eine Bundestags\ld hl für Bereiche festlegen, die gar
nicht von den gültigen Rechtsqrundlaqen erfasst \" ordert sind. Im übrigen
ist auch der Bundespräsident nicht verfassungsgemäß korrekt ge vählt.
da die Bundesversammlung der Bundesrepublik, "'.legender nichtigen
gewählten Abgeordneten des Bundestaqes. nichtig in der
Zusammensetzung besteht einen nichtig ins Amt gekommenen
Bundespräsidenten wählte.

Aussetdem ist festzustellen. dass der Bundestag spätestens seit dem Jahr
1990 auch nur eine Firma Ist. v~leman dem Impressum auch Ak u I
el tnehme kar n:
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Nu!' Firmen haben eine Umsat:zsteuerindentifikattionsnummer~

\rJeiterer Bev eis dass der Bundestag eine Firma ist:
Anlage 1: verzelchms der internationalen Flrmenauskunftet Auskunftei
Dun & sradstreet.

Das Grundgesetz vurde nie durch das Volk abgestimmt Es ist ein von
den Almerten gewolltes Provisorium. Vergleiche:

(Auf!:",i c:lIll..lll'" in ,.Der Parlamentarische ~.at 1948-1949, _ xten un-1Pr(.~- b ! 1 e " . Band 9,: eJ'aus nege2J-en

v orn - eut s h n undestilf. und orn B"m :le$ardmt• 'Iaral -;:.d t '.ieda,e I f.. ..!Iden· c ra Verla,e,

Lun~l:.eo 9"'0
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Was beißt eigeutlich: Grundgesetz?XWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

I n d s e s o r R e d e b e : : . r l c h n e i d e r h e r a u s r a g e n d » R . , t n k e r u n . i D .W : ; o k r C : l C a r l o & b m d d i e B u n d e e r e p u b t t ) : a l s

JI:'\uJ{11~Jj·{Jg.,·; ~,.,J.yxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA(r, LU1';'d a . . Gru}'-:I.i,gWlSiE.:'~ ll!i..~~;ir· · - ~ , . i i c h . ( .A l s . P r o v s s o r i u r n !.lf'!~1. ' l i c 1[ g}s ~ " r .ß ~ & ; 'ü J / g - U S i ,? i ' j 1 J i r i

f o l g e m k n . •· lM s z u g , 'U 5 s e u e r R e d e

"\)'1"$ bcdit" er 'verfassung? t:J e Verf.1l$stme. Ist di esarnrents ch dung em e s r i en Vo.kes über die

F crm er. und die Iahalte seicer PQlt!l~eb en :. ictenz. . r chtz rreht uber ihr, nieman cl kann sie außer Kraft

s-f zen, 1lIr;1T\"~d .· ,um sre Ign':;;neren Ein lr.riasslll'lg Ist m chts ander s als ':iJ~ In • c htsf'orrn 3eb,?lchte

Selbsi'le1· \.vlfkhdnng er Freiherr eines V,)lke Dann lieg: 1.1" T'athos, un d defur sind die Volker auf die

B &I1'i' der .~t3<ill8 en ..

Fm elllell Staar im Vollsinne zu rg ••ni sieren, muß die Vclkssouver anisat s.ch in ihrer garJz:on Full e a swirken

;;Olmen '.';'f<;ll1' r cmc fragmentansehe .~lsübt;ng möglrch ~S'. k~m arch nur cm Sti'!litt;.fr<l.gm~nt orgerusrert

werden. Mehr kennen .••mt nicht zuwege bringen, ec eei denn. d..ill W".:· ~e:aBesatzungsmachten gege:1ur er -

was llb r me rt'.st p"btls d: Entschei dun;:; v oraus setz en wur de - f? "c k gdl"lld mar h •.• n, "SI e uns h e uf e

noch mcbt einräumen wollen Da. m ~;.ßr.edann Ihnen geg snub .' eben dI rehgekämpft werden. Solange das

!licil[ gi'$ch.thtrlls~. Öltrit:r~wir, wenn Tv.f.:· t1O: libfrt.at.l t f'mfi, :~lt.ri naten sollen, keine Verfassung machen,

<1\1 eh keine V<)r!O\l.tf!ge Verfassung. wenn vorlaufig le." gh eh eine zenliehe Besillllffiung sein soll Sondern waf

wir machen k.~t.ifiefl. iH aus chli eßlich das l}ruu..;.g~se!z EU]' -:1!J Staa:ü·agr:leJ1L.. Vlen.1l man einen sol c: en

2: stil.nd nicht 'l·••.ill. J, n mu m n da,segcn handeln 'wollen Aber "!'15were dann Sache des deuts h .1 V(,lkc~

selbst und nicht Sache staatlicher ()j'giljle, die .hre Akre jeweils verher genehmigen lassen rnussen. D as

('.;mmlg -t:~ i"iJt das Stil3ltsft,lgm=nt .. u 8':fiid aus diesem SEHlE!">111 Eren V , lE S E ierau s sesn e errh che

Begrenzung in eich tragen. Die kunfuge Vollverfas rouz Deutcchlands d arf nichr durch Abauderung des

GrundgeselZtS dJtSo"$ Staatsfragments entstehen mussen sondern muß c.risiniir entstehen kennen. Aber d<l:;

setz: voraus. daß das Grundgesetz emc Ber nmmcng enthalt. ~,"'('nac.r. es sutom u sch 1.1Gcr Kr.ln tritt. W., n

ein bestimmte" Er eigm seintreten wir '. Nun, Ich glaubt, uber diesen Zel!pu.JIcr kJJ"ill kelJ'l Z· .velfel besie~en.

en d<:"mTtJ.gl;. a.n r;lcm ine '.'O!1l cutscheu Volk:<:" m frei r Selb::;thcrtlmrl';\lI1g bcs chl os sene V erfa s=ung in Kr"ft

mtt."

Das Bundesverfassungsgericht kann also somit nur für die Bewohner
~H'fgn.lI1d des ;Vtikels 25 Gnmdg@setz zuständig sein. Bedingt durch das
Urteil des sundesvertassunqsqerlchts vom 25,07.2012 nunmehr auch nur
noch für die Bewohner In den il1 Artikel 23 alte Falssung aufgeführten
künstlichen durch die Alliierten geschaffenen Ländler.

Da der Antragsteller sich in seinen Rechten beschwert füh It, dass
Strukturen sich zuständig fühlen, die juristisch gar nicht zuständig sein
können war die Verfassungsbesch verde einzurei.chen und beqründet, Der
Antragsteller befindet sich seit dem 19.08.2010 in Staatlicher
Selbstverwaltung nach der UN-Resolution 56/83 - Artikel 9 auf dem a m
29.09.1990 freigegebenen Boden Deutschlands durch das Postliminium
der Allii@rt@n im 2pluS4sV@rtrag Artik@1 7 Abs. _ erklärt und definiert. Er
steht auf dem Boden des handlungsunfähigen Deutschen Reiches mit der
Basis der Weimarer verfassung und allen Gesetzen - Stand 21.03.1945
(Datum bezüglich der Gültigkeit vql, Restitutionsgericht der



FranzöSischen Bes.atzungsmaLht [Tribunal General de la Zone Francaise
D'Occupation Rastatt~ = Fall 61 vom 06,01.1947).

Das Tribunal General de la Zone Francamse D'Occupation Rastatt führte im
Einzelnen aus:zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

· '::nweiterer Erwägung. dass ,bs Gericht [ red AlUitl'dmll<T Landgericht Offenburg in seiner

Entsche.dung 1 Js 980/46 Y. 29 11. i946 ] zu U ureehr . ehaupser hat, cass die Bi ~len'~g: frUllg bi s zum

1407 19 :3ver assungsra aßtg war. dass tm Gegenteil fes steht. dass (be \l,i ahl zum Rci chstag v m 05 l"I~rz

1933 znter Uffi~tanden zustande gek.:.mmen ist. die esae .')ffenku:Jd:.ge. ~. u ~el"Regierung b"''''atlDene

Gesetze wldng' lud Gt';.r~t~1""el1d\lI1& darstellen, das s .;ilS s~e"'n". ntc Erm ä hti ungsg setz vom

23. 3 i9?3 entgegen der Behanpnmg. dacc es der Verfass mg entspreche, i:-JWirkJiukeit ','0:1 einem

Parl .. rn! erlassen WO! en Ist, dass llifoJge Aus:::d.JuS5t:S von 22 .:)}dmin8sgemJ2ß gewshlte» Abgecrdnete

eine gesetz,;~ l;'fige Zus amme setaur g harre un : dass es duch .::11<' Vereinigung aj] er \. ollmachten in der

Hand 'I(J!l Hitier aHe wesenrlicl C:J V(>:·••usserzungen einer or 'll.mss;:e:llaJJtn und n rmalen

Rechtsgmlld.Sittl:Cn entsprechenden Rcgll'~mr.gverletzt

In Erwägung. das s die Regierung Hitlees we xer "lr(" noch tuch dem:: 1031933 sich auf em
Vertrauensvotum er ne s ördr.[jngsgetTJ~ ;tusanttfJe!'g,=sez.kl }'äI:,'!lJe'Jl~ gestutat hat, ein Erfcrd rr is, das

',NO der damals geltenden Vct aS$llllg rom 11 A'.Jg1.lst 1919 "".lfg~,tdlr wsr

Aus alt diesen Gründen erlässt das Trtbunnl Gener.," d~h Zon('F •..:u\(:ilS-(' D' - (( ,pilriou RlI.n.ut als

oberste !Jlsrari:!! f 01 endet' Urteil.

D'r:XWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAV erorclnu ng UD r~l W~;irz 933 istim Hiril lock 1llJf die Aruk 146.4-:' und ...8 (i n rhr . ursprüngli hen

\t rtlsut) d~r Vcrf ss ng \tOrtl II August 1919 vc 'assltlgsv.ndug

Das erlassene Urteil red. Aurnerkull"': L<3(Jffenb~rg v. 29.11 19·115. i Js 9801:'16 in der Strafs ache gegerl

Tlllr:ssen weg Tl Mordt:s 1 steht, cl., es g,= :g. t Ist, d r: Hltlo:TgO:JsI Io::bo:ndig 1.1.1ernalten i n Wr derspru n .. 11

der mterneu onelcn Rechtsordnung der V cremten Ha on 1, ebenso "';lr. mit der Rech . ordnuru c ns chland

seihst

Bedingt durch den Ausfall Staatlicher Stellen hat sich de-r naturliehe
r"lensch Peter FI'üh vald, Antl'agsteilier des Verfahrens, deshalb unter
Völkerrecht gestellt.

DUI'ch dtie neben der Pro,klamation erklärte Personenstandserktärunq hat
sich der Antragsteller zum natürltchen freien t"Jenschen zurückerklärt
nach dem staatlichen BGB § 1 in verbindung mit § 12 BGB; Der
Antraqsteller hat steh von den Strukturen des Uniform Cornrnercial Code
(UCC) als Sache damit entflochten und die von einer internationalen Elite
als Sache fvlensch zur Sklavenperson erklärte Struktur beendet,

Der AntragsteUer hat da mit auch dte on den Alliierten eingebaute

Kriegs!Vstins Grundgesetz nach A/1:ikel 24 HLKO hinter sich ge~assen und
sich seit dem 19.08.2010 entna zifiziert.

Jeder Einz~lne in Deutschland muss das selbst individuell tun, damit das
Deutsche Volk in Freier Selbstbestimmung sich eine neue Verfassung
geben kann,

Der Antraqsteüer hat fa ktlsch mit dem Antragspunkt zu 6.) es fin die
Ffi~iheit des sundesvertassunqsqertchts gelegt, dass dieses durch die
faktische Annahme der Beschwerde eine Abqrenzunqsentschetdunq
vornehmen kann oder durch eine völkerrechtswldrtqe Ablehnung faktisch
die Unzuständigkeit gegenüber dem Antragsteller feststellt.



Leipzi9l, den 25.02.2013

Peter aus dem Hause Frühwald Natürlicher
Fr@l@r fvlensch - Ninistrator der juristischen Person Peter Frühwald (auch
diese seit 19.08.20:10 in Eigener Verwaltung)


